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Teil 1

Einfithrung

§1 Das Phianomen ,,Kopfpriamie*

Schlagzeilen wie ,,Gegen Kopfprimien fiir Arzte“!, ,Der verkaufte Patient —
Kliniken zahlen Fangprimien an Arzte“?, , Fangprimie — wie Arzte die Kliniken
unter Druck setzen®,  Arztekammern priifen Vertrige mit Kopfpramien“* und
schlieBlich ,Jmmer mehr Arzte verkaufen ihre Patienten’ fithrten dazu, ein in
vielfaltigen Formen auftretendes Phinomen wieder in den Vordergrund der o6f-
fentlichen Wahrnehmung zu riicken.® Mit den Begriffen ,,Kopfprﬁmie‘”, »Zu-
weisungspramie®, , Einweiserpauschale® oder ,,Kopfgeld“'® wird insbesondere
auf die durch manche Krankenhduser geiibte Praxis hingewiesen, niedergelasse-
nen Arzten fiir die Einweisung von Patienten ein Entgelt zu gewihren.'' Die aus-
gezahlten Pramien reichen dabei in den drei- bis vierstelligen Bereich und kon-
nen damit im Einzelfall sogar die Summe {iberschreiten, welche die Kassenérzt-
liche Vereinigung einem niedergelassenen Arzt fiir die Behandlung des Patienten
in einem ganzen Quartal auskehrt.'> Nach einer im Auftrag des GKV-Spitzenver-
bandes jiingst durchgefiihrten Studie der Universitidt Halle-Wittenberg zahlt fast
jede vierte Klinik Prdmien fiir die Einweisung von Patienten, und jeder fiinfte
Arzt sieht die Zahlung eines Entgelts als selbstverstindlich an.'® Diese Provi-
sionsmodelle werden jedoch nicht ausschlieBlich durch die Krankenhéuser for-

L' N. N, FAZ v. 9.12.2009, S. 4.

2 N. N, Der verkaufte Patient.

3 Rind/Rybarcyzk, in: abendblatt.de vom 1.9.2009.
4 N.N, FAZ v.9.12.20009, S. 4.

5 Mihm, Arzte verkaufen ihre Patienten.

6 Vgl. zuletzt N. N., FAZ v. 23.5.2012, S. 10.

7 Grether, f&w 2008, 490, 496.

8 N.N., FAZ v. 9.12.2009, S. 4.

9 N.N, FAZ v. 2.11.2009, S.7.

10 Afihm, Arzte verkaufen ihre Patienten.

" Makoski, MedR 2009, 376, 386, Schneider/Gottschaldt, wistra 2009, 133.

12 Krankenhiuser sollen beispielsweise fiir einen Patienten, bei dem eine Operation
der Hiifte vorzunehmen ist, Geldzahlungen in Hhe von bis zu 1000 EUR gewdhren,
Mihm, Arzte verkaufen ihre Patienten.

13 Bussmann, Unzuldssige Zusammenarbeit, S. 5.
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ciert."* Wenn sich Arzte in manchen Regionen zu Netzwerken zusammenschlie-
Ben, um das ortliche Krankenhaus zur Zahlung von Einweisungspauschalen zu
zwingen, werden erpressungsihnliche Verhiltnisse erkennbar.'® Die Drohung, ei-
gene Patienten nicht mehr an die betroffene Klinik zu vermitteln, erweist sich
zumeist als effektives Mittel zur Verwirklichung dieses Begehrens.

Andere Leistungserbringer im Gesundheitswesen lassen ebenfalls ein Bestre-
ben erkennen, mit unterschiedlichsten Provisionsmodellen niedergelassene Arzte
zur bestimmenden Lenkung des Patienten anzuregen.'® Fiir die Beschreibung der
an Arzte gezahlten Vermittlungsgebiihren hat sich insbesondere der aus dem an-
gelsichsischen Sprachraum abgeleitete Ausdruck des ,.Kick-back etabliert.!”
Die Umschreibung dieser im allgemeinen Wirtschaftsalltag durchaus verbreiteten
Provisionen'® als Schmiergeldzahlung'® deutet allerdings schon deren Korrup-
tionscharakter und die damit verbundenen ethischen und juristischen Bedenken
im Hinblick auf deren Zuldssigkeit an.

A. Entstehungsgriinde
I. Die zentrale Rolle des Arztes im Gesundheitssystem

Die vorstehend angedeuteten Formen monetidrer Zuwendungen dienen augen-
scheinlich dem Zweck, Entscheidungen des Arztes zu beeinflussen. Allein dieser
Umstand ldsst bereits vermuten, dass Arzte im Gefiige des Gesundheitsmarkts
eine besondere Stellung einnehmen.

1. Die Bedeutung des niedergelassenen Arztes
fiir den Patienten

Niedergelassene Arzte und allen voran die sog. Hausirzte stellen fiir den Pa-
tienten in der Regel den ersten Ansprechpartner in Fragen der Gesundheit dar.*
Der Patient bringt dem Arzt dabei zumeist besonderes Vertrauen entgegen?', wel-

4 Bussmann, Unzulissige Zusammenarbeit, S. 6.

IS Kosters bei Mihm, Arzte verkaufen ihre Patienten.

16 Vgl. Bussmann, Unzulédssige Zusammenarbeit, S. 7.

17 Gummert/Meier, MedR 2007, 75, 84; Krafczyk, in: FS Mehle, 2009, S. 325, 326;
Rau, in: FAZ vom 23.9.2009; Ries/Schnieder/Althaus/Bélting, Arztrecht, S. 126, 128 f.;
Schulenburg, Rheinisches Arzteblatt 2002, 17; Wigge, NZS 2007, 393.

18 So Bernsmann/Schof3, GesR 2005, 193.

19 Grill, Schmiergeld auf Rezept.

20 Vgl. auch Schwing, KU 2006, 724.

21 Vgl. § 2 Abs. 2 MBO-A; ferner OLG Hamm NIJW 1995, 786, 787; Dahm, MedR
1995, 106 109; Kéber, A/ZusR 2004, 33; Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, Kap. 3
Rn. 35 Quaas/Zuck Medizinrecht, §10 Rn 7.
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ches in vergleichbarer Form bei kaum einem anderen Vertragsverhiltnis vorge-
funden werden kann.??

2. Der Arzt als Mittler von Gesundheitsleistungen
aus der Perspektive der Leistungserbringer

Aus der Sicht anderer Leistungserbringer kommt dem Arzt als primdrem Kon-
takt des Patienten vor allem die Bedeutung des Vermittlers zu.>> Denn in der
iiberwiegenden Anzahl der Félle nimmt der Patient gesundheitliche Dienst- und
Sachleistungen, die nicht von seinem behandelnden Arzt selbst erbracht werden,
erst auf dessen Veranlassung hin in Anspruch. Der Aufnahme in eine stationire
Einrichtung geht beispielsweise zumeist eine #rztliche Einweisung voraus.?*
Viele Produkte der Gesundheitsindustrie, wie etwa verschreibungspflichtige Me-
dikamente® , erhdlt der Patient erst, wenn der Arzt sie thm verordnet hat.?® Wird
der Patient zur Weiterbehandlung oder Diagnostik an einen anderen (Fach-)Arzt
iberwiesen, erfolgt ebenfalls eine Vermittlung durch den zuerst aufgesuchten
Arzt?’

Auch das Recht der gesetzlichen Krankenversicherung betont explizit die zen-
trale Rolle des Arztes als Leistungsvermittler. Zunichst libertrdgt § 73 Abs. 1 S. 2
Nr. 2 SGB V dem Hausarzt (§ 73 Abs. 1a S.1 SGB V) die Koordination des ar-
beitsteiligen medizinischen Behandlungsprozesses.”® Ferner bezeichnet §73
Abs. 2 S.1 Nr. 5,7, 8, 12 SGB V die Verordnung ausdriicklich als Aufgabe der
vertragsirztlichen Versorgung.®’ Indem die Arzte den Patienten anderen Leis-
tungserbringern zufiihren, konkretisieren sie zugleich den Anspruch des Versi-
cherten auf Krankenbehandlung, der von den Krankenkassen im Verhdltnis zum
Versicherten im Regelfall hingenommen werden muss.>* Die Funktion der Arzte
in der gesetzlichen Krankenversicherung wird aus diesem Grunde auch als sog.
»Schliisselstellung* beschrieben.>!

22 Ahnlich BGH NJW 1959, 811, 813; Kern, in: Laufs/Kern, Handbuch Arztrecht,
§ 38 Rn. 1.

2 So auch Schuler, in: Hinlein/Kruse/Schuler, LPK-SGB V, § 70 Rn. 5 unter Ver-
weis auf §§ 72 ff. SGB V.

24 Brandts, in: Leitherer, Kasseler Kommentar SGB V, § 39 Rn. 103.

25 Siehe dazu § 48 Abs.1 AMG.

26 Vgl. allgemein zu der Erforderlichkeit einer Verordnung Teil 2: § 2.

27 Dazu auch Wigge, VSSR 1996, 399, 402.

2 Auktor, in: LPK-SGB V, §70 Rn. 5; § 73 Rn. 4; vgl. auch Adolf, in: Schlegel/
Voelzke, SGB V, § 73 Rn. 59 (,,Verteilerfunktion®).

2 Adolf, in: Schlegel/Voelzke, SGB V, § 73 Rn. 115; Auktor, in: LPK-SGB V, § 73
Rn. 10; Huster, in: Becker/Kingreen, SGB V, § 73 Rn. 4.

30 Vgl. zu den unterschiedlichen Positionen dieser in Einzelheiten umstrittenen Frage
Steege, in: FS 50 Jahre BSG, S. 517 ff.

31 BSG SozR 3-2500 § 13 Nr. 4 S. 22; BSG SozR 3-2500 § 129 Nr. 1, S.7 (Arznei-
mittelversorgung); Heberlein, in: Rolfs u.a., BeckOK SGB V, § 60 Rn. 26.



	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Teil 1: Einführung
	§ 1 Das Phänomen „Kopfprämie“
	A. Entstehungsgründe
	I. Die zentrale Rolle des Arztes im Gesundheitssystem
	1. Die Bedeutung des niedergelassenen Arztes für den Patienten
	2. Der Arzt als Mittler von Gesundheitsleistungen aus der Perspektive der Leistungserbringer

	II. Wirtschaftliche Bedeutsamkeit der Vermittlungstätigkeit für die übrigen Leistungserbringer
	III. Anreiz zur materiellen Beeinflussung

	B. Rechtliche Rahmenbedingungen

	§ 2 Gegenwärtige Diskussionspunkte
	A. Vereinbarkeit ärztlicher Kooperationsformen mit dem Verbot finanzieller Einflussnahme auf die Behandlungsentscheidung
	B. Fehlende Gleichförmigkeit der Bewertungsansätze
	C. Aktualität der sich aus § 31 Abs. 1 MBO-Ä ergebenden Wertungen

	§ 3 Gegenstand und Gang der Untersuchung
	A. Verlauf der Untersuchung
	B. Terminologie und Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes
	I. Der niedergelassene Arzt in der Funktion des Vermittlers
	II. Empfänger einer Patientenvermittlung
	1. Anbieter von Gesundheitsleistungen
	2. Der Patient als Empfänger einer Vermittlung

	III. Systemimmanente Anreize zur Patientenlenkung
	1. Gesetzliche Bonus- und Rabattzahlungen
	2. Neue vertragsarztrechtliche Kooperationsformen
	3. Beteiligung der Krankenkasse
	4. Zusammenfassung




	Teil 2: Formen der Patientenvermittlung
	§ 1 Die Überweisung
	A. Die Überweisung im System der gesetzlichen Krankenversicherung
	I. Die Auswahl des Überweisungsempfängers in der gesetzlichen Krankenversicherung
	II. Der Grundsatz der freien Arztwahl nach § 76 SGB V

	B. Die Auswahl des Überweisungsempfängers bei privat Versicherten
	C. Zwischenergebnis

	§ 2 Die Verordnung
	A. Die Verordnung im System der gesetzlichen Krankenversicherung
	I. Die Bedeutung der Verordnung für die Ansprüche des Versicherten und der Leistungserbringer im Verhältnis zur Krankenkasse
	II. Die Auswahl eines bestimmten Wettbewerbers durch den Arzt im Rahmen der Verordnung und Wahlrechte des Patienten
	1. Die Verordnung von Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln gem. § 73 Abs. 2 Nr. 7 Var. 1 SGB V
	a) Die Wahl der abgebenden Stelle bei der Verordnung von Arzneimitteln
	b) Mittelbare Bestimmung eines Herstellers durch die Wahl des Medikaments
	c) Besonderheiten bei der Verordnung von Verband-, Heil- und Hilfsmitteln

	2. Die Verordnung von Krankenhausbehandlung gem. § 73 Abs. 2 Nr. 7 Var. 3 SGB V
	a) Angabe der beiden nächsterreichbaren, für die vorgesehene Krankenhausbehandlung geeigneten Krankenhäuser gem. § 73 Abs. 4 S. 3 SGB V
	b) Bindung an die Vorgaben des Arztes oder Wahlrecht des Patienten?

	3. Die Verordnung von Behandlung in Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen gem. § 73 Abs. 2 Nr. 7 Var. 4 SGB V und von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation gem. § 73 Abs. 2 Nr. 5 Var. 2 SGB V
	4. Die Verordnung von Krankentransporten gem. § 73 Abs. 2 Nr. 7 Var. 2 SGB V
	5. Die Verordnung häuslicher Krankenpflege gem. § 73 Abs. 2 Nr. 8 SGB V
	6. Die Verordnung von Soziotherapie gem. § 73 Abs. 2 Nr. 12 SGB V


	B. Die Verordnung im System der privaten Krankenversicherung
	C. Zwischenergebnis

	§ 3 Der Bezug
	§ 4 Sonderfall: Die Empfehlung
	§ 5 Zusammenfassung der Ergebnisse zu Formen der Patientenvermittlung

	Teil 3: Berufsrechtliche Grenzen einer pekuniären Einflussnahme auf die ärztliche Zuführungsentscheidung
	§ 1 Die Berufsordnungen der Ärzte im Allgemeinen
	A. Historische Entwicklung
	B. Rechtliche Grundlagen
	C. Das Verhältnis der Musterberufsordnung zu den Berufsordnungen der Länder

	§ 2 Die für die Verquickung der Zuführungsentscheidung mit pekuniären Interessen relevanten Normen
	§ 3 Unerlaubte Zuweisung von Patientinnen und Patienten gegen Entgelt gem. § 31 Abs. 1 MBO-Ä
	A. „Zuweisung von Patientinnen und Patienten oder Untersuchungsmaterial“
	I. Grammatikalische Interpretation
	II. Systematische Interpretation
	1. Abgrenzung der Zuweisung von der Verordnung i. S. d. § 31 Abs. 1 Var. 2 MBO-Ä
	a) Verordnungsvarianten des § 31 Abs. 1 Var. 2 MBO-Ä
	b) Empfängerkreis einer Verordnung nach § 31 Abs. 1 Var. 2 MBO-Ä
	c) Empfängerkreis bei der Verordnung eines Heilmittels
	d) Zwischenergebnis

	2. Abgrenzung der Zuweisung von dem Bezug i. S. v. § 31 Abs. 1 Var. 3 MBO-Ä
	3. Abgrenzung der Zuweisung von der Verweisung und der Empfehlung i. S. v. § 31 Abs. 2 MBO-Ä
	4. Ergebnis der systematischen Auslegung

	III. Historische und genetische Interpretation
	IV. Teleologische Interpretation
	1. Schutzzwecke des § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä
	a) Schutz des Patienten durch die Bewahrung der ärztlichen Unabhängigkeit
	aa) Bedeutungsgehalt des Begriffs der ärztlichen Unabhängigkeit
	bb) Vereinbarkeit des Schutzzwecks mit den Auslegungsvarianten
	cc) Zwischenergebnis

	b) Schutz des Gesundheitssystems durch die Bewahrung der Wirtschaftlichkeit
	c) Schutz des Patienten und der Konkurrenten durch Vermeidung ungerechtfertigter Wettbewerbsvorteile
	aa) Regelungszweck des § 31 MBO-Ä?
	bb) Vereinbarkeit des Schutzzwecks mit den Auslegungsvarianten
	cc) Zwischenergebnis

	d) Wahrung der ärztlichen Dignität
	e) Gewährleistung der freien Arzt-/Krankenhauswahl
	aa) Regelungszweck des § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä?
	bb) Bedeutung für die Auslegungsfrage


	2. Ergebnis der teleologischen Auslegung

	V. Ergebnis zum Begriff der Zuweisung von Patienten oder Untersuchungsmaterial

	B. „Verordnung oder Bezug von Arznei- oder Hilfsmitteln oder Medizinprodukten“
	C. Der „Arzt“ als Normadressat
	I. In seiner Eigenschaft als natürliche Einzelperson
	II. Gesellschaften mit ärztlicher Beteiligung
	1. Krankenhäuser und Medizinische Versorgungszentren
	2. Ärztliche Kooperationen in der Form einer rechtsfähigen Gesellschaft
	3. Zwischenergebnis

	III. Ergebnis zum Normadressaten

	D. „Ein Entgelt oder andere Vorteile“
	I. Einzelne Modalitäten eines Vorteils
	1. Geldwerte Güter
	2. Rückvergütung und „Kick-back“
	a) „Kick-back“ bei dem Bezug von Produkten im Sinne von § 31 Abs. 1 Var. 3 MBO-Ä
	b) „Kick-back“ bei der Beauftragung mit Laboruntersuchungen
	c) „Kick-back“ in anderen Rückvergütungskonstellationen

	3. Kopplungsgeschäfte, Quersubventionierung, Umsatzgeschäfte und Beteiligung am Liquidationserlö
	4. Quersubventionierung durch gegenseitige Patientenüberweisung
	5. Gesellschaftsrechtliche Gewinnbeteiligung

	II. Sonstige Vorteile
	III. Begrenzung auf materielle Vorteile
	IV. Wegfall des Vorteils bei Bestehen eines Rechtsanspruchs?
	V. Berücksichtigung einer Gegenleistung des zuweisenden Arztes beim Vorteilsbegriff?
	VI. Zusammenfassung

	E. Ein Entgelt oder anderer Vorteil „für“ die Zuweisung, die Verordnung oder den Bezug
	I. Allgemein
	II. Parameter für die tatsächliche Feststellung der Konnexität
	III. Geringfügigkeit des Vorteils als Ausschlussgrund der Konnexität
	IV. Bestimmung der Verknüpfung im Verhältnis zu den einzelnen Zuführungsarten Zuweisung, Verordnung und Bezug
	V. Beurteilung der Konnexität bei einer weiteren Gegenleistung des Arztes
	1. Zusammenhang mit der Behandlung des Patienten
	2. Äquivalenz im weiteren Sinne
	a) Tatsächliche Erbringung einer werthaltigen Zusatzleistung
	b) Angemessenheit im engeren Sinne

	3. Zwischenergebnis

	VI. Ergebnis zu dem Tatbestandsmerkmal „für“

	F. „Zu fordern, sich oder Dritten versprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu versprechen oder zu gewähren“
	I. Die einzelnen Handlungsmodalitäten
	II. „Anbieten“ eines Vorteils ebenfalls untersagt?
	III. Begünstigter des Vorteils
	IV. Personelle Einschränkung der Vorteilsgewährenden i.w. S.?
	V. Zusammenfassung

	G. Rechtswidrige Berufspflichtverletzung
	I. Rechtfertigung durch Aufklärung des Patienten?
	II. Rechtfertigung durch einen hinreichenden Grund gem. § 31 Abs. 2 MBO-Ä?
	III. Ergebnis

	H. Schuldhafte Berufspflichtverletzung
	I. Berufsrechtliche Folgen eines Verstoßes gegen das Verbot der unerlaubten Zuweisung
	I. Maßnahmenkatalog
	II. Effizienz der Verfolgung
	1. Vorlagepflichten
	2. Ermittlungsbefugnisse der Ärztekammern

	III. Beweisführung
	IV. Resümee

	J. Zusammenfassung der Ergebnisse zu der Unerlaubten Zuweisung von Patienten gem. § 31 Abs. 1 MBO-Ä

	§ 4 Bewertung einzelner Kooperationen am Maßstab von § 31 Abs. 1 MBO-Ä – zugleich nähere Bestimmung des Kriteriums „Grund in der ärztlichen Behandlung selbst“ bei gegenseitigen Zuwendungen
	A. Kooperationen zwischen Arzt und Krankenhaus
	I. Zusammenarbeit im Bereich der prä- und poststationären Behandlung
	1. Urteil des OLG Koblenz vom 20. Mai 2003
	a) Sachverhalt
	b) Bewertung im Hinblick auf § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä

	2. Urteil des OLG Schleswig-Holstein vom 4. November 2003
	a) Sachverhalt
	b) Bewertung im Hinblick auf § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä

	3. Urteil des OLG Düsseldorf vom 16. November 2004
	a) Sachverhalt
	b) Bewertung im Hinblick auf § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä

	4. Urteil des OLG Düsseldorf vom 1. September 2009
	a) Sachverhalt
	b) Bewertung im Hinblick auf § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä

	5. Gegenüberstellung
	a) Feststellungen zum Vorteil
	b) Feststellungen zur Konnexität

	6. Schlussfolgerung
	a) § 115a SGB Vals Beurteilungsmaßstab?
	aa) Rechtslage vor der Änderung des § 115a Abs. 1 SGB V durch das GKV-VStG
	(1) Erfüllung der Normvoraussetzungen des § 115a SGB V bei der Einbindung niedergelassener Ärzte außerhalb des Krankenhauses
	(2) Eignung als Beurteilungsmaßstab im Berufsrecht
	(3) Folgen für die Bewertung nach § 31 Abs. 1 MBO-Ä
	(4) Zwischenergebnis

	bb) Rechtslage nach der Änderung des § 115a SGB V
	cc) Zwischenergebnis

	b) Zusätzliche Verdienstmöglichkeit als Vorteil


	II. Übrige Zusammenarbeit
	1. Ambulante Operationen gem. § 115b SGB V
	a) Vorteil für den niedergelassenen Arzt
	b) Zulässigkeit der Erbringung ambulanter Operationen durch niedergelassene Ärzte gem. § 115b SGB V
	c) Ergebnis zu den ambulanten Operationen gem. § 115b SGB V

	2. Belegarzt
	3. Belegarzt mit Honorarvertrag
	4. Konsiliararzt
	5. Unechter Belegarzt/Systematischer Konsiliararzt

	III. Ergebnis

	B. Kooperationen zwischen Arzt und Hilfsmittelerbringern beim verkürzten Versorgungsweg
	I. Begriff und Abgrenzung von der bloßen Abgabe von Verbrauchsgütern
	II. Formen des verkürzten Versorgungsweges
	1. Verkürzter Versorgungsweg mit Hörgeräten
	2. Verkürzter Versorgungsweg mit Brillen

	III. Berufsrechtliche Bewertung
	1. § 3 Abs. 2 MBO-Ä und § 31 Abs. 2 MBO-Ä
	2. § 31 Abs. 1 MBO-Ä
	a) Zuweisung im Sinne von § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä
	b) Fordern, Versprechen oder Gewähren eines Entgelts oder sonstigen Vorteils
	c) Konnexität zwischen Vorteil und Zuweisung
	aa) Hörgeräte
	bb) Brillen


	3. Ergebnis

	IV. Annex: Einfache Abgabe von Verbrauchsgütern
	1. Vorliegen einer Patientenvermittlung im Sinne von § 31 MBO-Ä
	a) Zuweisung gem. § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä
	b) Bezug gem. § 31 Abs. 1 Var. 3 MBO-Ä
	c) Zwischenergebnis

	2. Vorteil für die Zuweisung im weiteren Sinne
	3. Ergebnis


	C. Gesellschaftsrechtliche Beteiligung eines Arztes an dem Unternehmen eines nicht ärztlichen Leistungserbringers
	I. Unmittelbare Abhängigkeit der Gewinnbeteiligungshöhe von der Anzahl der Zuweisungen bzw. Verordnungen
	II. Mittelbare Abhängigkeit der Gewinnbeteiligungshöhe vom Erfolg des Unternehmens
	1. Generelle Zulässigkeit der Beteiligung an einem Unternehmen mit beruflichem Bezug
	2. Änderung der Bewertung durch das Zuweisungsverhalten
	3. Verwirklichung der Voraussetzungen des § 31 Abs. 1 MBO-Ä
	a) Vorteil
	b) Konnexität
	aa) „Erheblicher“ Einfluss der Zuweisungen auf den Wert des Kapitalanteils
	bb) Untergrenze der „Erheblichkeit“
	cc) Einschränkung durch das Erfordernis einer Unrechtsvereinbarung
	dd) Aufhebung der Konnexität durch die Entscheidung des Medizinischen Dienstes der Krankenkasse

	c) „Zu fordern, sich oder Dritten versprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu versprechen oder zu gewähren“


	III. Ergebnis

	D. Gesellschaftsrechtliche Kooperation niedergelassener Ärzte
	I. Formen ärztlicher Kooperationen
	1. Berufsausübungsgemeinschaft, Kooperationsgemeinschaft und Praxisverbund
	2. Organisationsgemeinschaft

	II. Vereinbarkeit ärztlicher Berufsausübungsgemeinschaften mit § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä am Beispiel der Teilberufsausübungsgemeinschaft
	1. Begriff der Teilberufsausübungsgemeinschaft
	2. Missbrauchspotenzial im Hinblick auf § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä
	3. Zuweisung innerhalb einer Teilberufsausübungsgemeinschaft – Umgehung oder Verstoß gegen § 31 MBO-Ä?
	4. Vorteil
	5. Konnexität
	a) Allgemeine Kriterien
	b) § 18 Abs. 1 S. 2–5 MBO-Ä
	aa) Gewinnverteilung gem. § 18 Abs. 1 S. 3 Alt. 2 MBO-Ä
	(1) Kritik
	(2) Würdigung
	(a) Ungleichbehandlung mit Berufsausübungsgemeinschaften
	(b) Vereinbarkeit einer paritätischen Gewinnverteilung in der Berufsausübungsgemeinschaft mit dem Zuweisungsverbot
	(c) Besonderheiten der Teilberufsausübungsgemeinschaft
	(d) Zwischenergebnis


	bb) Erbringen medizinisch-technischer Leistungen auf Veranlassung gem. § 18 Abs. 1 S. 3 Alt. 1 MBO-Ä
	(1) Entscheidung des LG Mosbach
	(2) Würdigung
	(a) Wortlaut
	(b) Systematik
	(c) Telos
	(d) Zwischenergebnis


	cc) Ergebnis zu § 18 Abs. 1 S. 2–5 MBO-Ä


	6. Ergebnis zur Vereinbarkeit ärztlicher Berufsausübungsgemeinschaften mit § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä am Beispiel der Teilberufsausübungsgemeinschaft

	III. Vereinbarkeit ärztlicher Organisationsgemeinschaften mit § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä
	1. Formen
	2. Allgemeine Vereinbarkeit mit § 31 MBO-Ä
	3. Gewinn-/Einnahmepooling
	4. Ergebnis zu der Vereinbarkeit ärztlicher Organisationsgemeinschaften mit § 31 Abs. 1 Var. 1 MBO-Ä


	E. Vereinbarkeit einer „zusätzlichen Verdienstmöglichkeit“ mit § 31 Abs. 1 MBO-Ä
	I. Zusätzliche Verdienstmöglichkeit als Vorteil für die Zuweisung
	1. Setzen eines Anreizes durch die Gewährung einer Verdienstmöglichkeit
	a) Indikation durch § 128 Abs. 2 S. 2 SGB V?
	b) Berufsrechtliche Ansätze
	c) Zwischenergebnis

	2. „Vorteil“ im Sinne des § 31 Abs. 1 MBO-Ä?
	3. Vorteil „für“ die Zuweisung?
	4. Spannungslage

	II. Vereinbarkeit mit den Schutzzwecken des § 31 Abs. 1 MBO-Ä
	1. Kenntnis des Patienten
	a) Transparenz als kompensierendes Kriterium
	aa) Freie Wahl des Leistungserbringers
	bb) Schutz des Wettbewerbs
	cc) Schutz des Vertrauens in die ärztliche Unabhängigkeit

	b) Objektives Interesse des Patienten als kompensierendes Kriterium

	2. Tatsächliche Kenntnis des Patienten in den einzelnen Fallvarianten

	III. Ergebnis zu der Vereinbarkeit einer „zusätzlichen Verdienstmöglichkeit“ mit § 31 Abs. 1 MBO-Ä

	F. Zusammenfassung der Ergebnisse zu der Bewertung einzelner Kooperationsformen


	Teil 4: Zusammenfassung und Bewertung der Untersuchungsergebnisse
	§ 1 Reichweite des § 31 Abs. 1 MBO-Ä
	§ 2 Vereinbarkeit ärztlicher Kooperationsformen mit § 31 Abs. 1 MBO-Ä
	§ 3 Bewertung und Ausblick

	Literaturverzeichnis
	Sachwortverzeichnis



